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Zweierlei Maß bei U-Haft -  

Bei „politischen“ Delikten sitzt man länger… 

 

Fast zehn Monate saß ein bis dato unbescholtener Bürger aus Aschaffenburg in U-Haft – 

obwohl die gesetzliche Frist für eine Untersuchungshaft nach § 121 Abs. 1 StPO bei sechs 

Monaten liegt. Das Vergehen des 60jährigen: Er hatte drei Jahre zuvor mit der falschen 

Person, dem Mitglied einer Umstürzlergruppe, ein Telefonat geführt… 

„Bei Personen allerdings, die dringend tatverdächtig sind, schwere Verbrechen verübt zu 

haben wie Totschlag oder Vergewaltigung, werden die vorgeschriebenen 6-Monats-Fristen 

interessanterweise penibel eingehalten“, kritisiert die AfD-Landtagsabgeordnete Ramona 

Storm.  Das führt dazu, dass laut Richterbund im letzten Jahr 50 dieser Tatverdächtigen vor-

zeitig aus der U-Haft entlassen wurden, weil das Verfahren gegen sie nicht fristgerecht 

beginnen konnte. Auch in Bayern gab es in den letzten drei Jahren so einen Fall – wie die 

Staatsregierung auf Anfrage der AfD-Politikerin zugeben musste.   

„In einem Fall wurde ein Haftbefehl, dem der Tatvorwurf einer Sexualstraftat – einer Verge-

waltigung - zugrunde lag, aufgehoben und der Angeklagte aus der Untersuchungshaft 

entlassen“, erklärte das Justiz-Ministerium. Allerdings seien neue Straftaten nach der 

Entlassung aus der U-Haft nicht bekannt.  

„Nicht bekannt“ – was immer das heißt… 

Irritierenderweise gilt die Vorschrift, dass eine Untersuchungshaft nach 6 Monaten zu 

beenden ist, unabhängig von der Art der Straftat, die dem Beschuldigten zur Last liegt, wie 

die Abgeordnete erfuhr. 

„Vielleicht ist das das Problem“, so Ramona Storm. „Tatverdächtige, denen die Justiz 

schwere Gewalttaten zur Last legt, werden aus Verfahrensgründen wieder auf die Öffent-

lichkeit losgelassen, obwohl von ihnen eine reale Gefahr für die Bürger ausgeht.“   

Bei Tätern mit der „falschen“ politischen Meinung oder gar Regierungskritikern dagegen 

wird ein schärferes Vorgehen an den Tag gelegt. Das erkennt man auch an den drastischen 

Sicherheitsvorkehrungen, die dann im Gericht vorherrschen. „Wenn innerhalb des 

Gerichtsgebäudes plötzlich mehrere Zugangskontrollen mittels Metalldetektorschleuse 



eingerichtet sind, dann sicher nicht bei Clankriminalität oder Serienstraftätern“, erklärt 

Ramona Storm, die Mitarbeiter als Prozess-Beobachter vor Ort hatte.  

Diese Maßnahmen seien bei allen Staatsschutzverfahren üblich, ließ Staatsminister Georg 

Eisenreich wissen. Sie seien nicht der Gefährlichkeit der Angeklagten geschuldet…  

Ramona Storm: „Noch so ein Fehler im System!“ 

 „Wieso wird überhaupt bei Tatverdächtigen mit zweierlei Maß gemessen?“ wollte die 

Politikerin in ihrer Anfrage herausfinden. Und: „Wie steht die Staatsregierung zum Vorwurf, 

dass man Regierungskritiker kriminalisiert, während Schwerverbrecher mit ‚Samthand-

schuhen‘ angefasst werden?“ 

Vom Justizministerium gab’s nur Rechtsbelehrungen: „Die Strafverfolgungsbehörden in 

Bayern prüfen Hinweise auf mögliche Straftaten sorgfältig und verfolgen Straftaten bei 

entsprechendem Tatverdacht konsequent…“, schwafelte man sich am Thema vorbei. 

Eine ernstzunehmende Antwort sieht anders aus! 

 

Übrigens: Stand 31. Dezember 2025 waren bei den bayerischen Staatsanwaltschaften 96.294 

Ermittlungsverfahren gegen bekannte Beschuldigte offen. Bei den bayerischen Amtsgerich-

ten waren zum selben Stichtag 28.901 Strafverfahren, bei den Landgerichten 1.126 Straf-

verfahren in erster Instanz anhängig. 

 

 

 

 

 


